
4234 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

B e r ich t 
des Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 

über den Beschluß des Nationalrates vom 12. März 1992 betreffend ein 
Bundesgesetz über besondere Hilfeleistungen an Wachebedienstete des 
Bundes und deren Hinterbliebene (Wachebediensteten-Hilfeleistungsgesetz -
WHG) 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des Nationalrates trägt vor allem 
den Forderungen nach einer besseren Versorgung der Hinterbliebenen von im 
Dienst tödlich verunglückten Wachebeamten Rechnung. 

Als Hilfeleistungen für die Hinterbliebenen werden eine einmalige 
Geldleistung sowie die vorläufige Übernahme von Ansprüchen durch den Bund 
als Träger von Privatrechten normiert. Auf diese Leistungen besteht ein 
Anspruch, wenn der Bedienstete einen tödlichen Dienst- oder Arbeitsunfall 
erleidet. Dieser Unfall muß in einem örtlichen, zeitlichen und 
ursächlichen Zusammenhang mit dem der Dienstpflicht des Wachebeamten 
eigenen Element des Aufsuchens der Gefahr oder des Verbleibens im 
Gefahrenbereich stehen. 

Weiters ist auch für Wachebedienstete, die im Dienst eine 
Körperverletzung oder eine Gesundheitsschädigung erlitten haben, eine 
vorl äufige Übernahme der Ansprüche des Wachebediensteten gegenüber dem 
Täter durch den Bund vorgesehen. 

Di ese besonderen Hi He 1 ei stungen sind vom Bund auf Grund ei ner 
Auslobung durch den zuständigen Bundesminister dem Wachebediensteten oder 
seinen Hinterbliebenen zu erbringen. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalismus hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 17. März 1992 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß für Verfassung und 
Föderalismus somit den Antrag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Besch 1 uß des Nat; ona 1 rates vom 12. März 1992 betreffend 
ein Bundesgesetz über besondere Hi lfeleistungen an Wachebedienstete des 
Bundes und deren Hinterblrebene (Wachebediensteten-Hilfeleistungsgesetz -
WHG) wird kein Einspruch erhoben. 

I 

Ilse G i e s i n g e ri 
Berichterstatterin 
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Wien, 1992 03 17 

Dr. Günther H u m m e r 
Vorsitzender 
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